
Bundessozialgericht

3_Bg_giäiéä I m N a m e n d e e V 0 l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

zugestellt
am

000000>00000000000000°0

8„ Januar 1967
oonooo°o°oooooooéooooooaooo

Klägerin und Revisioneklägerin„
Reg0bersekretär
als Urkundsbeamter

c e g e nder Geschäftsstelle " f > .. °

ooooooooooooo00000000000000000000000oooonoooooooooo°00

Beklagte und Revieionsbeklagtee

Der 2„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündw

liche Verhandlung am 150 Dezember 1966 durch

Senatspräsident B r a c k m a n n'
= Vorsitzender = „

Bundesrichter Dr° K a i s e r und

Bundesrichter Dr° B a r e s e la
Bundessozielrichter L e p i n s k i und

Bundessozialrichter Dr° L e d & r e I‘iv

für Recht epkgnn@e

Die Revision gegen das Urteil des Landessozialgcrichts

für das Saarland vom 276 August 3963 wird zürückge»

wiesen° '

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens Sind

nicht zu erstatten°
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Ic

Die jetzt als Krankenschwester tätige Klägerin Mar von

1947 bis zu ihrer Erkrankung an Rachendiphterieäam

280 August 1952, die eine Herzmuskelschädigung zur Folge

hatte? als Fürsorgerin am staatlichen Gesundheitsamt

Merzingadern beschäftigt„

Die Landesversicherungsanstalt (LVA) für das Saarland
— Abteilung gemeindliche Unfallversicherung — verneinte9

als Ausführungsbehörde für Unfallversicherung9 im Bescheid

vom 210 August 1954 ihre Entschädigungspflicht; mit der

Begründung‚ daß eine Berufskrankheit nach der Nno 26

der Anlage zur 50 Saarländischen Verordnung üben die Aus—

dehnung der Unfallversicherung auf Berufskrankheäten

(BKVO) (Nr° 39 der Saarländischen 60 BKVO) angesichts

der Gutachten des Chefarztes des Kreiskra1kenhauses

MEXÄ353“DID 22312111ä5‘v0m 20 Juli 1954 sowie des staat—

lichen Gewerbearztes (Gewerbemedizinalrat Dro Z;;:Ii vom

290Juli 1954nicht vorliegeo Der behandelndeArät
Dr„ K:t£££rhatte am 100 September 1953 Anzeige über eine
Berufskrankheit erstattet9 weil die Klägerin in ihrer be—

ruflichen Tätigkeit laufend bei Kindern, die in Erholung
geschickt worden seien? Diphterieabstriché angefertigt

habeo Der Dienstvorgesetzte der Klägerin? Medizi■alrat

Dro Sch;£i■Z“hatte in seiner auf Ersuchen der LVÄ einen
Monat später erstatteten

Berufskrankheitenanzeigé
darauf

hingewiesen9 daß hiervon abgesehen werden sei‚ wäil das

staatliche Gesundheitsamt eine Berufskrankheit für völlig

unmöglich gehalten habe und nach wie vor dieser Meinung

sei°
.

\

Das Sozialgericht (SG) für das Saarland hat durch Urteil

vom 150 November 1960 den beklagten
Gemeindeunfalhver—

sicherungsverband für das Saarland (als staatliche Aus—

._;31_
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führungsbehörde) unter Aufhebung des Bescheides vom 21„Au—

gust 1954 verurteilt9 der Klägerin Unfallentschädigung zu

gewähreno Es hat zwar den Nachweis der Ansteckung der

Klägerin durch eine bestimmte Person? insbesondere durch

die am 30„ April 1952 an Diphterie erkrankten Kinder des

Schulleiters G;;:::::::::iuzanicht als erbracht angesehen, es

jedoch als wahrscheinlich erachtet? daß die Infektione—

krankheit der Klägerin eine Folge ihrer beruflichen

Tätigkeit sei° Die medizinische Universitätsklinik

Homburg—Saar9 der Facharzt für innere Krankheiten

Prof„Dr@ijjxrg Bad Nauheim sowie der vom SG in der

Sitzung gehörte Gutachter Dro R:;3; hatten überwiegend

eine berufliche Gefährdung der Klägerin durch-In—

fektionskrankheiten bejaht; dagegen hatten diese der

vom SG als sachverständiger Zeuge gehörte Medizinal-

rat Dro Sch■■ün sowie Dr„ Z 3;;_in—einer vom Gemeinde—

unfallversicherungsverband vorgelegten gutachtlichen

Äußerung verneinto

Auf die Berufungdes Gemeindeunfallversicherungsverw

bandes für das Saarland9 an dessen Stelle im Laufe

des Rechtsmittelverfahrens die Landesausführungsbe—
hörde für Unfallversicherung des Saarlandes getreten

ist‚ hat das Landessozialgericht (LSG) für das Saar—
land durch Urteil vom 270 August 1965 die Entschei-
dung des SG aufgehoben und die Klage abgewiesen° Das
LSG hat zur Frage? ob die Klägerin in ihrem Beruf

überdurchschnittlich durch die Möglichkeit einer An—
steckung an Diphterie gefährdet gewesen ist, weiteren
Beweis erhoben durch Einvernehme von drei am staate
lichen Gesundheitsamt M ILÜIrWT£IIC beschäftigtal
Fürsorgerinnen sowie einer an dieser Behörde tätigen
Büroangestelltenp durch Anhörung des staatlichen Ge-
werbearztes Prof° Dr° S;t:zr;zzals Sachverständigen

_ 4 _
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und „ auf Antrag der Klägerin— durch Einholung eines

schriftlichen Gutachtens von dem Direktor des S aate
lichen Instituts für Hygiene und

Infektionskraniheiteny

Prof° Dr° WI; ;; auf Ersuchen der Landesausführ‘ngsbehörde

für Unfallversicherung hat Gewerbemedizinalrat

3r°

213;■

zu diesem Gutachten Stellung genommen° Ferner hat das

LSG das der Landesausführungsbehörde für Unfall■ersiche—

rung am 710 April 1962 vom staatlichen Kranken■3us

Saarlouis erstattete Gutachten gewürdigt; nach d esem
Gutachten sind'nachteilige Folgen der Diphterieerkrane

kung nicht mehr vorhandene

Das Berufungsgericht hat seine Entscheidung im wesent—

lichen wie folgt begründet:

Die Klägerin gehöre
zwar dem nach der Nr° 26 der?Anlcge

zur 50 SaarländischenBKVO(Nr° 39 der Anlage zur 60 Saar—
ländischen BKVO) geschützten Personenkreis an? denn sie

sei als Fürsorgerin in der Gesundheitsfürsorge in einem

Bezirk eingesetzt und außerdem im Labor des staa lichen

Gesundheitsamts beschäftigt gewesen; insbesonderefhabe sie

Blutentnahmen9 Blutsenkungen9 Urinuntersuchungen‚äauch

Sputumentnahmen ausführen und bei Kindern ihres Blezirks_n

die in Erholung geschickt werden sollten? Diphterieab—

striche vornehmen sowie die Proben verpacken und absenden

müssen0 Der ursächliche Zusammenhang der Diphterieerkranm

kung der Klägerin mit ihrer beruflichen Tätigkeitgsei aber.

nicht gegeben° Zwar habe sich die Klägerin vermutlich während

dieser Tätigkeit angesteckt° Die Anforderungen anäden Nach-

weis des ursächlichen Zusammenhangs zwischen beruflicher

Tätigkeit und Infektionskrankheit dürften auch nicht über-

spannt werden° Der Nachweis? daß die Klägerin vor ihrer

Erkrankung in ihrem Beruf einer über das allgemei?e An—
steckungsrisiko hinausgehenden Ansteckungsgefahr n

l

_ 5 _
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Diphterie ausgesetzt gewesen sei, hätte indersen nicht mit

hinreichender Wahrscheinlichkeit geführt werden können„

Während der für die Diphterieerkrankung der Klägerin in

Frage kommenden lnkubationszeit sei? gleichgültig‚ ob

diese mit zwei bis vier oder aber bis zu acht Tagen

auszusetzen sei? im Kreis Merzig keine weitere Diphterie—

erkrankung aufgetreteno Die letzte vor der Erkrankung

der Klage in bakteriologisch nachgewiesene Diphterie-

erkrankung sei in diesem Gebiet im Mai 19529 also

drei Monate vorher9 jedoch nicht in dem Bezirk? den

die Klägerin zu betreuen gehabt habe, festgestellt

werden„ Seit Beginn des Jahres 1952 seien im Kreis

Merzig außerdem nur drei Erkrankungen an Diphterie

vorgekommen9 nämlich je eine im Januar und März und

„ diese im Bezirk der Klägerin — im April° Es habe

sich um die beiden Kinder'®s Schulleiters GSLZZIII

gehandelt; bei einem dieser Kinder habe die bakterio—

logische Untersuchung den Nachweis einer Diphterie—

erkrankung ergebena Die Klägerin habe den Schulleiter

Gt Lt;t.im April 1952 wegen eines anderen Kindes? das

in Erholung geschickt werden sollte, aufgesucht„ Hack

der Bestätigung des Schulleiters G::212113ei die
Klägerin mit seinen erkrankten Kindern aber nicht zu—

sammengekommen° Zwar sei es nach dem Gutachten des

Prof° Dro Syntxxrg theoretisch möglich? daß die Klä-

gerin sich anläßlich diesesBesuchesmit Diphterieba—
zillen infiziert habe9 diese Krankheitserreger sich

bis zum August in ihrem Körper befunden hätten und

durch irgendeinen Umstand virulent geworden seien und

zur Erkrankung der Klägerin geführt hätten; der Gut—

echter habe diesen Infektionsweg jedoch als außer—

ordentlich unwahrscheinlich bezeichnet° ProfoDroW:tri ......
habe9 gestützt auf eine wissenschaftliche Arbeits—
hypothese9 äesen Infektionsweg zwar ebenfalls bejaht;
jedoch eingeräumt„ daß der praktische Wahrscheinliche

„6—
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keitsgrad des angenommenen Umwandlungsvorgangsiwegen

der Schwierigkeit der Untersuchungen und der dadurch

bedingten geringen Zahl von Beobachtungen nicht angegeben

werden könne„ Aus denselben Erwägungen sei es
tnwahr—

scheinlich7 daß die Klägerin sich angesteckt habe, als
sie in den letzten Monaten vor ihrer Erkrankung bei den

für die Kinderlandverschickung vorgesehenen Kindern

Diphterieabstriche„ die alle negativ gewesen
seien9

vor—

genommen habeo Eine erhöhte Ansteckungsgefahr habe‚ wie

Prof° Bros: ;Ijinköargelegt habe? auch nicht in der

Tätigkeit der Klägerin, Sputum zwecks Feststellung

von Tuberkelbazillen zu entnehmalp bestanden°
frei"o

Dr„ W SIäähabe diese Möglichkeit gar nicht erwogeno

Soweit die im Laufe des Rechtsstreits gehörten Cut—

echter eine erhöhte Ansteckungsgefahr bei der Klägerin

bejaht hätten„ hätten sie, wie insbesondere Prof„Dr;W ;?

x'Lth"nur allgemein deren Möglichkeit9 aber keine näheren
Umstände hierfür dargetano Die Klägerin sei jedbch9 wie

deren früherer Dienstvorgesetzter Medizinalrat Dr„Sehüxxa

ausgeführt habe, nicht in der Krankenfürsorgep ‘ondern

in der Gesundheitsfürsorge tätig gewesen; sie

s£i

also im wesentlichen mit gesunden Personen in Berührung
‘gekommeno Es müsse ferner berücksichtigt werden; daß

die Klägerin nach Beendigung ihres Dienstes so tiel Frei—

zeit gehabt habe‚ daß die Möglichkeit einer Ans eckung

im privaten Bereich nicht ausgeschlossen

werden?könne°

Schließlich habe auch der Nachweis nicht geführt werden

können‚ daß die Diphterieerkrankung der Klägerid die

Voraussetzung eines Arbeitsunfailes erfülleo Nach dem

Grundsatz der objektiven Beweislast sei der von der

Klägerin geltend gemachte Anspruch auf Unfallentbchädi—

.

gung somit abzulehneno

Das LSG hat die Revision zugelassenpweil - wie sich aus
seinen Erörterungen zur Frage des ursächliehen Zusammen«

—7+
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hangs ergebe
„ über Rechtsfragen von grundsätzlicher Be—

deutung zu entscheiden gewesen sei°

Die Klägerin hat Revision eingelegt und diese durch

ihre Prozeßbevollmächtigten im wesentlichen wie folgt
begründen lassen:

Das Berufungsgericht habe die seiner Entscheidung zu—

grunde gelegteh Bestimmungen der Saarländischen 5„ und

60 BKVO unzutreffend angewandt„ Es hätte aus dem Gesamt—
ergebnis der Beweisaufnahme die Überzeugung gewinnen

müssen, daß die Infektionskrankheit der Klägerin auf

ihre berufliche Tätigkeit zurückzuführen sei; diese

Wahrscheinlichkeit habe am nächsten gelegeno Die Be—

klagte treffe die Beweislast? daß die Klägerin sich

nicht in ihrer beruflichen Beschäftigung9 sondern in

ihrem Privatleben angesteckt habe9 denn der Dienstvor—

gesetzte der Klägerin, Medizinalrat Dro Sch::xxy habe

erst vier Wochen später als der behandelnde Arzt und

nur nach Aufforderung Anzeige über das Vorliegen ei-

ner Berufskrankheit erstattet und darin eine Berufs-

krankheit als "völlig unmöglich" verneinto Damals sei

es dem Arbeitgeber der Klägerin bzw° der Beklagtenx

gewiß möglich gewesen‚ nähere Feststellungen zu
treffen? daß und in welch engerem Zeitraum die Kläge—

rin sich wahrscheinlich angesteckt habe° Beide hätten

die ihnen obliegenden Ermittlungen unterlassen‚ ob—

wohl eine Berufskrankheit in nicht mißzuverstehender

Weise angezeigt werden sei„ Dies müsse die Beklagte

im Sinne einer Umkehr der Beweislast gegen sich gelten

lasseno Bei der Auffassung des Berufungsgerichts, daß

die Klägerin nur in der Gesundheitsfürsorge tätig ge-

wesen sei3 handele es sich um einuSpiel mit Worten9

denn nach der Erfahrung des täglichen Lebens gingen
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‘

nur anfällige oder kranke Personen zum
sog„Gesundheits—

amt° Die Feststellung des LSG9 daß die Klägerin mit

keiner an Diphterie erkrankten Person in unmittel—

bare Berührung gekommen sei, werde von der Klägerin be—

stritten° Sie sei auch nicht näher begründeto1Die

Beklagte sei den Beweis für diese Behauptung schuldig
geblieben° Die Klägerin Wende sich entsprechend ihrer

Rechtsmeinung gegen die vom LSG vorgenommene
Rrüfung der

Frage5 ob Anspruch auf Entschädigung wegen eides Arbeits—
unfalls bestehe; umstritten sei nur die Frageider Be-
rufskrankheito

Der Prozeßbevollmächtigte der Landesausführungpbehörde

für Unfallversicherung hat vorsorglich daraufihinge—

wiesen9 daß wohl das Saarland der richtige Bekiagte

sei und dieses durch die Landesausführungsbehörde ver—
treten werdeo Es sei nicht zweifelsfrei9 ob die vom
Berufungsgericht seiner Entscheidung zugrunde gelegten

N01men des saarländischen Rechts revisibles Reéht nach

@ 162 Abso 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)]seien„

Dei Rechtsstreit gehe somit darum? welche Voraussetzungen "

an den Nachweis des ursächlichen Zusammenhangsqder Be—
rufstätigkeit der Klägerin und ihrer Erkrankung zu
stellen seieno Die von der Revision erhobenen @erfahrens—

rügen seien indessen nicht begründet°

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des LSG aufzuheben und die'Berufung

der Beklagten gegen das Urtei des SG zurückzu—

weisen„

hilfsweise„
‘

unter Aufhebung des Urteils des Bezufuhgsge—
richte die Sache zur erneuten Verhandlhng und
Entscheidung an die Vorinstanz zurückzhverweisenc

Die Beklagte beantragt?

die Revision zurückzuweiseno

„91
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Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärto

Ile

Der Sant hat ohne mündliche Verhandlung entschieden; die

Voraussetzungen des 5 124 Abso 2 SGGliegen voro

Entgegen dem Hinweis des Prozeßbevollmächtigten der
Revisionsbeklagten konnte das LSG ohne Rechtsirrtum

die Landesausführungsbehörde für Unfallversicherung

des Saarlandes als die richtige Beklagte anseheno

Gemäß5 4 der Verordnung (VO) über die Vertretung
des Saarlandes vor den Gerichten der Sozialgerichts—

barkeit vom 190 Dezember 1958 (Amtsblatt des Saar—

landes 1958? 1935 z BAB1 1959‚ 122 _: Peters/Sautter/

Volff5 Komme zur Sozialgerichtsbarkeit$ 30Aufl„9

Anhang 2/14?) wird das Saarland bei Streitigkeiten
vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit in Ange—

legenheiten der staatlichen Ausführungsbehörde für

Unfallversichcrung zwar durch diese Behörde vertreteno

Nach 5 1 dieser VO sind Behörden jedoch fähig? am Ver-
fahren vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit im

Sinne des @ 70 Nr„ 3 SGG beteiligt zu seine Durch 511

des Ausführungsgesetzes zum Gesetze zur Einführung der

Sozialgerichtsbarkeit im Saarland vom 18° Juni 1958 {ABi

des Saarlandes 19589 ?225 = Peters/'Sautter/Volff_n aaO 9
Anhang 25339) ist die von der Landesregierung mit der

Führung der Dienstaufsicht beauftragte Stelle nicht nur

ermächtigt, durch Rechtsherordnung die Vertretung des

Saarlandes vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit

zu regeln‚ sondern auch die zu diesem Gesetz erforderw

lichen Ausführungsbestimmungen zu erlassen„ Die Klage

„10-
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mußte sonach nicht gegen das Saarland? sie konnte auch

gegen die Landesausführungsbehörde für Unfallvdrsicherung

(dieses Bundeslandes gerichtet werdeno

Die — durch Zulassung statthafte „ (9162 Abs„ 13Nr° 1SGG)

Revision ist nicht begründete

Ungeachtet dessen‚ daß die Revision sich nicht gegen die"

Auslegung der vom Berufungsgericht seinem Urteil zugrunde

gelegten Bestimmungen des saarländischen Rechtsä nämlich

der Nr„ 26 der Anlage zur 50 BKVO vom 15„ März 1951

gasi„ des SaarlandesS0 571) und der inhaltliehldamit
übereinstimmenden Nr(] 59 der Anlage zur 6„

BKVO%V0m

2° Juni 1954 {A310 des Saarlandes SO690) wende■,
sondern Verfahrensrügen erhoben hat9 ist9 da die

Revision zugelassen ist? das angefochtene Urtei■ durch

den erkennenden Senat auch insoweit nachzuprüfe@° Ent—

gegen der Ansicht der Beklagten handelt es
sichj

wie der Senat im Urteil vom 90 Dezember 1964 (2 EU 250/61)
bereits entschieden hat? bei diesen Bestimmungen des

saarländischen Rechts um revisibles Recht im Sinhe von

5 162 Abs° 2 SGGSweil diese Bestimmungen hinsichtlich

der Infektionskrankheiten eine dem Bundesrecht

(Nr° 39 zur Anlage der 50 BKVO„ Nro 37 der Anlage zur
60 BRVO) inhaltsgleiehe Regelung enthalten (Laut rm
bach‚ Gesetzliche Unfallversicherung9 2C Aufl„„

8° 692)? die nicht rein tatsächlich oder zufälli 9 sondern

bewußt und gewolltist (SozR Nr° 156 zu 5 162 see; BSG
29 1069 11o)o '

>, Mit Recht hat das LSG angenommen? daß die stagtl'chen
Gesundheitsämter als "Einrichtungen im Gesundheitsdienst"

im Sinne der BKVO anzusehen sind (vgl„ BVA AN
19ä09 506;

BSG 69 74; 79; 153 419 44) und die Klägerin auf drund

ihrer Tätigkeit bei einer solchen Behörde zu dem nach der

\— ll'v
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BKVO geschützten Personenkreis gehört hat„ Zutreffend

hat es außerdem geprüft9 ob die vermutliche Ansteckungs—

zeit in den Zeitraum der von der Klägerin ausgeübten '

versicherten Berufstätigkeit fällt° Ferner ist das

Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum davon ausgegangen?

daß ein ursächlioher Zusammenhang der Infektions—

krankheit der Klägerin mit ihrer beruflichen Beschäfti—

gung nur vorliegt9 wenn diese Tätigkeit besondere über

das normale Maß hinausgehende Ansteckungsgefahren ge—

boten hat (BSG 69 1869188; SozR Nre 1 zur 6„BKVO An—
lage 37 m Breithaupt 1965? 750)° Ob dies zutrifft„

kann im allgemeinen nicht schon nach der Art des Unter-

nehmens oder der Eigenart der vom Versicherten ver—
richteten Tätigkeit? sondern muß nach den Umständen

des Einzelfalls beurteilt werden„ Die für und gegen
einen ursächlichen Zusammenhang sprechenden Tatsaohen

hat das Tatsachengericht im Rahmen seines Rechts der

freien Beweiswürdigung gegeneinander abzuwägen° Den

Nachweis des ursächlichen Zusammenhängehat das LéG

nicht als geführt angesehen? obwohl es die Auffassung

vertreten hat‚ daß an diesen Nachweis trotz der viel-

seitigen Möglichkeit der Aufnahme von Krankheitser—

regern keine überspannten Anforderungen gestellt

werden dürfteno Die von der Revision erhobenen Ein—

wände gegen die tatsächlichen Feststellungen des Be—

rufungsgerichtst aus denen dieses den Schluß ge—

zogen hat‚ daß die Klägerin in ihrer beruflichen

Tätigkeit keiner erhöhten Ansteckungsgefahr ausgesetzt

gewesen ist? treffen nicht zu„

Die Revision rügty das LSG habe 5 128 Abs„ 1 SGG ver—
letzt„ weil es aus dem Gesamtergebnis der Beweisauf—

nehme die Überzeugung hätte gewinnen müssen„ daß die
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Klägerin sich bei ihrer beruflichen Tätigkeit angesteckt
habe; diese Wahrscheinlichkeit habe am nächsten gelegene

Diese Rüge ist jedoch nicht formgerecht erhoben

{@ 164 Abso 2 Satz 2 ses)? weil die Revision nicht darge—
tan hat„ auf Grund welcher Erwägungen im einzelnen das

LSG zu der nach ihrer Meinung gesetzmäßigen Beweis—

würdigung hätte gelangen müssen„ Entgegen der Ansicht

der Revision gibt es keinen Erfahrungssatz des Inhalts9

daß nur kranke oder anfällige Personen ein staatliches

Gesundheitsamt aufsucheno Die gutachbrliche Tätigkeit
der Gesundheitsämter besteht in nicht geringem Umfange
darin; Personen zu untersuchen und ihnen zu bestätigen?

daß der von ihnen erstrebten oder ausgeübten Tätigkeit
als Gewerbetreibende oder im öffentlichen Dienst ge—

sundheitliche Gründe nicht entgegensteheno im Rahmen

der Kinderländversohickungy mit der die Klägerin in ihrer
beruflichen Tätigkeit laufend betraut gewesen ist? hat die

Klägerin9 wie das LSG festgestellt hat? nur bei nicht an

Diphterie erkrankten Kindern Diphterieabstriche gemacht„

Die Klägerin bestreitet zwar die Feststellung des Berufungs«

gerichts‚ daß sie mit keinem der Kinder, bei denen ein

Verdacht auf Diphterie oder diese Erkrankung erhoben

worden ist‚ in Berührung gekommen ist° Ein bloßes Be-

streiten genügt indessen nicht? um diese das Revisionsm

gericht bindende Feststellung des LSG (5 163 sec) rechtes
wirksam zu beseitigen° Insbesondere hat die Klägerin

gegen die Feststellung des Berufungsgerichts9 daß sie9

als sie den Schulleiter Gerlach aufgesucht habe? um mit

diesem Fragen der Kinderlandverschickung zu besprechen?

nach dessen Bestätigung mit seinen an Diphterie erkrankten

'Kindern nicht in Berührung gekommen ist„ keine formgen

rechte Verfahrensrüge erhobeno

Das Verfahren des Berufungsgerichts läßt auch im übrigen

_ ?3 _
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keinen Fehler erkennen° Das LSG hat sich innerhalb der

ihm in 5 128 Abs„ 1 SGG gesetzten Grenzen gehalten und

sich aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens seine Über—

zeugung gebildet9 daß die KlägerinQ bevor sie an

Diphterie erkrankt ist9 in ihrer beruflichen Tätigkeit

keiner erhöhten Ansteckungsgefahr ausgesetzt gewesen ist°

Hat sonach das LSG den ursäehlichen Zusammenhang der Diphte—

rieerkrankung der Klägerin mit ihrer Tätigkeit am staat—

lichen Gesundheitsamt nicht als hinreichend wahrscheinw

liehangesehen9 hat es9 wie der erkennende Senat be—

reits entschieden hat (Breithaupt 19653 730) nicht gegen

den Grundsatz der objektiven Beweislast verstoßen„ nach

dem die Folgen einer objektiven Beweislosigkeit von der

Klägerin zu tragen sind9 da diese ihren Entsehädigungs-

anspruch aus dieser Wahrscheinliehkeit des ursächlichen

Zusammenhangs herleitet° Der Ansicht der Revision9 in

der vorliegenden Streitsaehe sei eine Umkehr der Beweis—

last eingetreten9 kann nicht gefolgt werden° Aus dem

Umstand? daß der Dienstvorgesetzte der Klägerin eine

Anzeige über das Vorliegen einer Berufskrankheit erst

auf Aufforderung durch die damals zuständige LVA für

das Saarland9 Abteilung gemeindliche Unfallversiche—

rung9 mit dem ausdrücklichen Hinweis erstattet?hat9

daß von einer solchen Anzeige abgesehen worden}sei‚

weil eine Berufskrankheit für völlig unmöglich ge—
halten werden sei und an dieser Auffassung festge-
halten werde‚ glaubt die Revision zwar den Schluß ziehen

zu können„ daß der zuständige Versicherungsträger weitere

Ermittlungen darüber? "daß und in welchem engeren
Zeitraum" die Klägerin sich wahrscheinlich angesteckt
habe‚unterlassen habe„ Solche Frmittlungen seien dem
Versicherungsträger oder der vorgesetzten Dienststelle
der Klägerin seinerzeit noch möglich gewesen„Somit
habe die Beklagte den Nachweis zu führen? daß die

„14...
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Klägerin nicht in ihrer beruflichen Tätigkeit
an Diptherie angesteckt werden sein In Rechtsprechung

und Sehrifttum (BSG SozR Nro 60 zu 5 128 SGG;

BVerwG 109 270; Brackmann‚ Handbuch der Sozialver—

sicherung9 Stand 150 Juni 1966‚ Bdo I S» 244 K VIII9

244m III} besteht jedoch Einigkeit darüber9 daß so—
gar der Umstand„ daß ein Beteiligter schuldhaft die

Benutzung eines Beweismittels und damit die Äufe

klärung des Sachverhalts vereitelt oder erschwert hats
keine Umkehrung der objektiven Beweislast bewirkte

Von einer Beweisvereitelung oder Beweiserschwerung

durch die Beklagte? für die die Revision keine Tate

sachen und Beweismittel dargetan hat‚ kann überdies,

wieüden Akten der Beklagten zu entnehmen ist? keine
Rede seino

Schließlich hat das Berufungsgericht mit Recht ge-
prüft? ob ein Arbeitsunfall vorgelegen hat und aus diesem

Grunde die Folgen der Diphterieerkrankung der Kläge in

von der Beklagten zu entschädigen sindo Wie der er—
kennende Senat bereits wiederholt entschieden hat

(BSG 15941945; 159 112, 113)? kann eine Infektione—
krankheit möglicherweise eine Körperschädigung dar«

stellen? welche die Merkmale eines Arbeitsunfalls

erfüllt0 Das LSG hat indessen die tatbestandsmäßigen

Voraussetzungen hierfür nicht als erwiesen angesehen()

Das Berufungsgericht hat somit zutreffend einen Ent—
schädigungsansprüch der Klägerin aus Anlaß ihrer

_ 15 _
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Diphterieerkrankung verneint0 Die Revision war deshalb

als unbegründet zurückzuweiseho

Die Kostenentscheidung stützt sich auf 5 195 SGGO
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